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1. Einleitung 
 
Innerhalb meiner Seminararbeit widme ich mich dem rechtlichen Aspekt des Glücksspielwesens. Ich 
setzte mich hierbei mit der Fragestellung auseinander, ob es in Europa eine einheitliche, verbindliche 
Regelung zum Glücksspiel geben sollte.  
Um den Begriff des Glücksspiels im Wesentlichen besser zu verstehen, folgt im Anschluss zunächst 
eine Definition des Glücksspiels auf rechtlichen Grundlagen. 
 
„Ein Glücksspiel liegt vor, wenn im Rahmen eines Spiels für den Erwerb einer Gewinnchance ein 
Entgelt verlangt wird und die Entscheidung über den Gewinn allein oder überwiegend vom Zufall 
abhängt; die Entscheidung über den Gewinn hängt in jedem Fall vom Zufall ab, wenn dafür der 
ungewisse Eintritt oder Ausgang zukünftiger Ereignisse maßgeblich ist.“1 
  
Man unterscheidet beim Glücksspiel unter verschiedenen Bereichen, die jeweils unterschiedlichen 
Regelungen unterliegen. In meiner Seminararbeit widme ich mich dem Bereich der Sportwetten. 
Diese werden aufgrund ihrer kurzen Spieldauer sowie der hohen Identifikation mit dem Sportereignis 
als besonders gefährlich angesehen.  
Deshalb müssen die Sportwetten gewissen Regelungen unterliegen, denn durch den Einsatz von Geld 
kann es zu schweren Folgen, wie etwa der aus der Spielesucht folgenden Kriminalität oder einer 
Existenzkrise, kommen. Um den Schutz der Menschen zu gewährleisten wurden staatliche 
Glücksspielregelungen eingeführt. Allerdings kam es trotz staatlicher Regelungen bereits mehrfach zu 
Eingriffen durch den Europäischen Gerichtshof (EuGH). Im Folgenden möchte ich zunächst einmal die 
Rechtsgrundlage in Europa darstellen. Es stellt sich hierbei die Frage, welchen Einfluss die EU auf die 
mitgliedstaatlichen Regelungen des Glücksspiels ausübt. Dazu muss zunächst einmal geklärt werden, 
ob die mitgliedstaatlichen Glücksspielregelungen mit den europarechtlichen Richtlinien konform sind. 
Sind die Mitgliedstaaten dazu verpflichtet, sich den Entscheidungen des EuGH beziehungsweise dem 
Unionsrecht zu beugen? Sind diese darüber hinaus auch verpflichtet, Regelungen der anderen 
Mitgliedstaaten anzuerkennen? Ich betrachte innerhalb meiner Seminararbeit die Regelungen zum 
Glücksspiel in Deutschland, da dieses als Land mitten in der EU und durch das dortige 
Sportwettmonopol prädestiniert zur Veranschaulichung der Problematik im Bereich der Regelung von 
Sportwetten ist. Zudem möchte ich anhand der Regelungen in Deutschland erörtern, ob innerhalb 
Deutschlands eine einheitliche Regelung zum Glücksspiel besteht.  
Die Regelungen des Glücksspiels dienen zur Regulierung der Glücksspielsucht. Doch sind diese 
Regelungen wirklich bindend und kann man durch diese die Glücksspielsucht vermindern? 
Für die Regelungen im Bereich der Sportwetten stellt sich außerdem die Frage, welches Recht 
Anwendung findet, wenn ein privater Anbieter aus einem anderen Mitgliedstaat der EU in 
Deutschland Sportwetten anbieten will. 
Bezüglich der Grundfrage meiner Seminararbeit, der einheitlichen und verbindlichen Europaregelung 
des Glücksspiels, insbesondere im Bereich der Sportwetten, will ich zunächst auf die vorausgehenden 
Fragen eingehen, um anknüpfend an diese zu einem Fazit zu kommen. Dieses Fazit werde ich aus den 
bisherigen Regelungen zum Glücksspiel und der allgemeinen Rechtsgrundlage in der EU schließen. 
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2. Die Regulierung des Glücksspiels in Europa 
 
Bisher existierte auf der europäischen Ebene keine einheitliche, harmonisierte Regelung des 
Glücksspiels. Die Regelung des Glücksspiels unterliegt demnach den Mitgliedstaaten. 2  Dies ist 
aufgrund fehlender sekundärrechtlicher 3  Vorgaben möglich. Dennoch unterliegen die 
Glücksspielregelungen der einzelnen Mitgliedstaaten primärrechtlichen 4  Grundfreiheiten. Diese 
werde ich im folgenden Abschnitt in Bezug auf die Ausgangsfrage erläutern. Durch die 
Grundfreiheiten sind die Mitgliedstaaten dazu gezwungen, die in ihrem Staat bestehende 
Glücksspielregelung zu rechtfertigen und zu begründen. Um einen Ausgleich zwischen 
europarechtlichen Grundfreiheiten im Glücksspielrecht und mitgliedstaatlichem Ordnungsrecht zu 
schaffen, kam es zu zahlreichen Urteilen des EuGH.5 
 

2.1  Allgemeine Regelungen6 
 
Der EuGH sieht im Glücksspiel eine wirtschaftliche Tätigkeit besonderer Natur. 
Obwohl keine verbindliche Regelung des Glücksspiels in der EU existiert unterliegen die 
Mitgliedstaaten europarechtlichen Grundsätzen, denen sie Folge zu leisten haben. Dies sind die 
innerhalb des Binnenmarktes bestehenden Grundfreiheiten, vor allem die Dienstleistungsfreiheit und  
die Niederlassungsfreiheit.7 
So unterliegen das Veranstalten, Anbieten und Vermitteln von Glücksspiel nach ständiger 
Rechtsprechung des EuGH dem  Anwendungsbereich der Dienstleistungsfreiheit.8 Dieser Begriff 
umfasst jegliche „Leistungen, die in der Regel gegen Entgelt erbracht werden“.9 Innerhalb der EU ist 
es außerdem erlaubt sich als Staatsangehöriger eines Mitgliedstaates in einem anderen Mitgliedstaat 
als dem Herkunftsstaat beruflich niederzulassen. Dies ist mit dem Begriff der Niederlassungsfreiheit 
gemeint. Daraus folgt, dass bei der Anwendung der Grundfreiheiten auf mitgliedstaatliche 
Regelungen eine Grenzüberschreitung erfolgen muss.10 Das Ziel der Grundfreiheiten ist, dass ein 
legaler, privater11 Anbieter von Glücksspiel sein Angebot auf den gesamten Binnenmarkt ausweiten 
darf.12  
Die Grundfreiheiten verbieten jegliche Diskriminierung aufgrund der Staatsangehörigkeit, das heißt 
sowohl Inländern als auch Ausländern steht ein gleiches Recht der Ausübung ihrer Tätigkeit zu.13  
Es muss immer überprüft werden, ob die mitgliedstaatlichen, restriktiven14, glücksspielrechtlichen 
Regelungen die Niederlassung- beziehungsweise Dienstleistungsfreiheit verletzen oder ob der 
unzweifelhafte Eingriff in diese Grundfreiheiten als gerechtfertigt erscheint. 15  Einschränkende 
Maßnahmen des Glücksspieles können nur gerechtfertigt werden, indem man sich auf die Gründe des 
Allgemeininteresses beziehungsweise den Schutz der Bevölkerung bezieht. Durch die sogenannte 
Verhältnismäßigkeitsprüfung wird überprüft, ob die mitgliedstaatlichen Maßnahmen „das mit dem 
Rechtfertigungsgrund verbundene Ziel auf verhältnismäßige Weise erreichen“16. Die Beurteilung der 
Verhältnismäßigkeit unterliegt zunächst den mitgliedstaatlichen Gerichten.   
Laut dem Herkunftslandprinzip unterliegt ein Anbieter von Glücksspiel während der Ausübung seiner 
wirtschaftlichen Tätigkeit in einem anderen EU-Mitgliedstaat den Regelungen des Herkunftsstaates. 
Es kann dennoch zu einer Einschränkung kommen, wenn das Bestimmungsland Vorschriften einführt, 
die auf zwingenden Gründen des Allgemeininteresses basieren. In diesem Fall spricht man von dem 
„Prinzip der gegenseitigen Anerkennung“17.18 Es bestehen innerhalb der EU also sehr wohl allgemeine 
Regelungen zum Glücksspiel, die für alle Mitgliedstaaten bindend sind. Dennoch sind diese nicht 
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unbedingt verbindlich, da sie durch Gründe des Allgemeininteresses oder durch andere 
Rechtfertigungsgründe gerechtfertigt werden können. Somit kann das Unionsrecht sozusagen durch 
begründete Rechtfertigung aufgehoben werden. Durch eine einheitliche Regelung des Glücksspiels in 
Europa wäre dies nicht möglich. Eine solche Regelung würde eine Rechtfertigung nämlich nicht 
legitimieren.  
Eine einheitliche und widerspruchsfreie Prävention der Gefahren des Glücksspiels ist nicht möglich, da 
die Verhinderung der Spielsucht für eine Begrenzung des Glücksspielmarktes, die Bekämpfung der 
Kriminalität dagegen für eine Liberalisierung spricht. Somit wirkt das EU-Wirtschaftsrecht, das die  
Liberalisierung fördert, dem Schwarzmarkt entgegen, ist zudem aber kontraproduktiv entgegen der 
Reduktion von Spielsucht. 19 Die Mitgliedstaaten können hierbei selbst entscheiden für welchen Weg 
sie sich entscheiden. Aufgrund der fiskalischen20 Interessen der meisten Mitgliedstaaten läuft es auf 
eine Marktöffnung hinaus.21 
Wie ich im folgenden Abschnitt ausführlich erläutern werde, widersprechen die mitgliedstaatlichen 
Regelungen zum Glücksspiel in den meisten Fällen den allgemeinen Regelungen, also vor allem den 
Grundfreiheiten des Unionsrechtes. Als Folge daraus kann es zu Urteilen des EuGH gegen die 
mitgliedstaatliche Regelung kommen.  
 

2.2  Eingriffe des EuGH in mitgliedstaatliche Regelungen 
 
Da die Mitgliedstaaten durch ihre Regelungen im Bereich des Glücksspiels oftmals gegen die 
Grundfreiheiten und somit gegen das primärrechtliche Unionsrecht verstoßen, kommt es des Öfteren 
zu Eingriffen durch den EuGH in die mitgliedstaatlichen Glücksspielregelungen. Als besonders bei der 
Glücksspielregelung gilt allerdings, dass die Rechtfertigungshürde der Mitgliedstaaten nicht sonderlich 
hoch liegt. 22 Das heißt, dass den Mitgliedstaaten der EU aufgrund der jeweiligen sittlichen, kulturellen 
und religiösen Besonderheiten ein Gestaltungsraum bei der Regelung des Glücksspiels zusteht.23 
Deshalb bedeuten unterschiedlich starke Schutzmaßnahmen der Mitgliedstaaten im Hinblick auf den 
Verbraucherschutz und die Sozialordnung zunächst keinen Verstoß gegen die unionsrechtlichen 
Regelungen.24 Im Folgenden möchte ich ein paar Gerichtsurteile nennen und ihre Auswirkungen auf 
die europäische Glücksspielregelung erläutern. 
Im Fall Gambelli kam es zu einer Verurteilung Herrn Gambellis und anderen Personen durch das 
italienische Strafgericht. Diese hatten Sportwetten durch ein Londoner Unternehmen mit 
ausschließlich englischer  Lizenz in Italien angeboten.25 Mit der Gambelli-Entscheidung zog der EuGH 
den Begriff der Kohärenz26 für den Glücksspielbereich heran.27 In diesem Fall handelte es sich um eine 
Inkohärenz, da die Grundfreiheiten von Herrn Gambelli und den anderen Personen beschränkt 
wurden, doch zeitgleich eine Glücksspielpolitik betrieben wurde, die zur Ausbildung der Spielsucht 
beitrug.28 Der EuGH bestimmte folglich, dass ein Sportwettmonopol nur dann gerechtfertigt werden 
kann, wenn es die Ziele des Spielerschutzes und die Suchtbekämpfung verfolgt.29 Regelungen zur 
Beschränkung der Spieltätigkeit, die, wie zuvor bereits erwähnt, durch zwingende Gründe des 
Allgemeininteresses gerechtfertigt wurden, müssen in „kohärenter und systematischer Weise zur 

Beschränkung der Spieltätigkeit beitragen“30. Der Mitgliedstaat muss bei der Ausführung der 
mitgliedstaatlichen Maßnahmen demnach die gerechtfertigten Ziele verfolgen. 
Bei der Kontrolle der Kohärenz von Mitgliedstaaten erfolgt eine Gesamtbetrachtung aller 
mitgliedstaatlicher Glücksspielregelungen.31 
In den Entscheidungen Carmen Media Group stellte man sich die Frage, ob trotz vorliegenden 
gesetzlichen Voraussetzungen, also durch den Herkunftsstaat, die Genehmigung für das Veranstalten 
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und Vermitteln des Glücksspiels im Entscheidungsraum der Erlaubnisbehörde liegt.32 In diesem Fall 
wurde festgelegt, dass nationale Gerichte über einen Inkohärenz des Glücksspiels entscheiden 
können. Diese sogenannte Vorabentscheidungsuntersuchung durch nationale Gerichte bindet den 
EuGH bei seiner Entscheidung an die Vorlagefrage, wodurch keine umfassende  Klärung und Ordnung 
des Rechtsgebietes möglich ist.   Liegt eine Inkohärenz vor, so sind mitgliedstaatliche Regelungen 
nicht in Form von Übergangsregelungen geltend, sondern es gilt der Vorrang des Unionsrechtes.33 
Wenn ein nationales Gericht feststellt, dass glücksspielrechtliche Regelungen nicht mit den 
Grundfreiheiten vereinbar sind, so dürfen zudem auch keine strafrechtlichen Sanktionen, die mit der 
Nichteinhaltung des Glücksspielrechts zusammenhängen, verhängt werden.34 Der EuGH kann in 
diesem Fall alleinig entscheiden, ob es aus „zwingenden Gründen der Rechtssicherheit“ zu einer 
Aussetzung der Verdrängungswirkung kommt.35 Dies ist allerding eher unwahrscheinlich, da der EuGH 
erst zu einem Kontrollverfahren der mitgliedstaatlichen Regelungen aufgerufen wird, wenn der 
Verdacht auf eine Inkohärenz besteht. 
Der EuGH sieht ein Sportwettmonopol grundsätzlich geeigneter zur Kontrolle der Spielsucht an, als die 
Wettbewerbssituation zwischen einzelnen Anbietern.36 
Im Fall Liga Portuguesa erkannte der EuGH, dass er zu keiner Anerkennung zwischen den nicht 
äquivalenten Regelungen zweier Länder kommen kann. Vergleicht man zum Beispiel die Regelungen 
von Portugal und Deutschland mit denen Gibraltars, so bestehen zwischen diesen nahezu keine 
Gemeinsamkeiten. Allerdings setzt die gegenseitige Anerkennung nicht unbedingt eine 
Harmonisierung voraus. Dieses Prinzip wurde eingeführt, um eine Dopplung der Regelungen zweier 
Länder mit äquivalenten Regelungen zu vermeiden. Nur wenn erhebliche Unterschiede bestehen, 
kann das Prinzip der gegenseitigen Anerkennung nicht angewendet werden.37 Die mitgliedstaatlichen 
Regelungen des Glücksspiels sind sich aber zu einem gewissen Grad ähnlich. Grundsätzlich bestehen 
in allen Mitgliedstaaten Verbote und Ausnahmeregelungen, wie ein Verbot der freien Veranstaltung 
von Glücksspielen. Dennoch war die Entscheidung im Fall Liga Portuguesa, dass „sittliche, kulturelle 
und religiöse Unterschiede zwischen den Mitgliedstaaten“ 38  bestehen, aufgrund derer die 
mitgliedstaatlichen Regelungen jeweils Unterschiede aufweisen. Deshalb müsste zuerst eine 
Angleichung der mitgliedstaatlichen Regelungen erfolgen, bevor es zu einer gegenseitigen 
Anerkennung kommt.39  
Der EuGH überlässt den Mitgliedstaaten dagegen weite Entscheidungsfreiräume. Dadurch entstehen 
zum Teil erhebliche Unterschiede zwischen den mitgliedstaatlichen  Regelungen und es kann nicht zu 
einer gegenseitigen Anerkennung der jeweiligen Regelung eines anderen Mitgliedstaates kommen.  
Aufgrund dieser weiten Entscheidungsfreiräume muss der EuGH alle mitgliedstaatlichen Regelungen, 
bei denen eine Streitigkeit der nationalen Gerichte vorliegt, einzeln auf ihre kohärente und 
systematische Beschränkung überprüfen. 

3. Die Regulierung des Glücksspiels in Deutschland 

3.1  Gesetzgebungskompetenzen 
 
Innerhalb Deutschlands gibt es eine Vielzahl an Regelungen zum Glücksspiel, sowohl durch das 
Bundesgesetz als auch durch das Landesgesetz. Diese sind teilweise uneinheitlich oder 
widersprüchlich.40 
Es bestehen keine konkreten Zuständigkeitsbereiche zwischen dem Bund und den Ländern. Um dieses 
Problem zu umgehen, erließ man am 28.08.2006 ein verfassungsänderndes Gesetz, die 

Förderalismusreform . Ihr Ziel ist es, demokratie- und effizienzhinderliche Verflechtungen 
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abzubauen, klare Zuständigkeitsbereiche zu schaffen und insgesamt die Handlungs- und 
Entscheidungsfähigkeit von Bund und Ländern zu stärken.41 
Sowohl die Länder, als auch der Bund erhielten ausschließliche Gesetzgebungskompetenzen. 
Länder dürfen durch eine sogenannte Abweichungskompetenz zudem Regelungen treffen, die von 

einem bestehenden Bundesgesetz abweichen. Dennoch schafft die Förderalismusreform  entgegen 
der Zielstellung keine klaren Zuständigkeitsbereiche.42 
Aufgrund der „Gesetzgebungskompetenzen für das Recht der öffentlichen Sicherheit und Ordnung“ 
43(Art.30 und 70 GG) sind die Länder grundsätzlich für die Gesetzgebung im Bereich des Glücksspiels 
verantwortlich. Nur im Falle von Strafvorschriften kann der Bund von seiner Kernkompetenz44 
Gebrauch machen.  
Die unterschiedlichen Arten des Glücksspiels werden entweder dem Wirtschaftsrecht oder dem 
Ordnungsrecht untergeordnet. Man spricht hier von einer dualen Ordnung des Glücksspiels. Dem 
Zuständigkeitsbereich des Landes, das heißt dem Ordnungsrecht, ordnet man die Lotterien, 
Sportwetten und Spielbanken zu. Pferdewetten und gewerbliche Spiele fallen dagegen unter den 
Zuständigkeitsbereich des Bundes, das heißt dem Wirtschaftsrecht.45 Durch das duale System der 
Ordnung werden die einzelnen Bereiche zwar jeweils dem Bund beziehungsweise dem Staat 
untergeordnet, doch sind die Gesetzgebungskompetenzen im Bereich des Glücksspiels nicht klar 
zugeteilt. 
Da die Gesetzgebungskompetenzen in Deutschland nicht konkret zugeteilt sind, gibt es keine 
einheitliche Regulierung des Glücksspiels. Diese Besonderheit innerhalb des Mitgliedstaates entbindet 
diesen allerdings nicht von der Rechtfertigung seiner aus dem Unionsrecht folgenden 
Verpflichtungen.46 Die Länder und der Bund unterliegen jeweils beide dem Unionsrecht. Der EuGH 
fordert deshalb im Bereich des Glücksspiels eine Koordinierung und Zusammenarbeit der nationalen 
Behörden. 47 Dies wird innerhalb Deutschlands durch die unklare Zuteilung der 
Gesetzgebungskompetenzen stark erschwert. Wenn die Gesetzgebungskompetenzen klar zugeteilt 
werden würden, so würde es keine Koordinierungsschwierigkeiten zwischen den einzelnen 
Zuständigen geben.  
Da diese Koordinierungsschwierigkeiten allerdings immer noch Bestand haben, kann es durch die 
Glücksspielpolitik in Deutschland zu keiner kohärenten und systematischen Beschränkung der mit 
dem Glücksspiel einhergehenden Gefahren kommen.48 
 

3.2   Das Sportwettmonopol  
 
Um den Gefahren des Glücksspiels besser entgegenwirken zu können besteht in Deutschland im 
Bereich der Sportwetten ein Staatsmonopol. Das Sportwettmonopol wurde eingeführt um sowohl 
Suchtproblemen als auch kriminellen Gefahren entgegenzuwirken.49 Dieses Monopol wurde allerdings 
angezweifelt, da seit dem Eintreten des Glücksspielstaatsvertrages (1.GlüStV) der nicht regulierte 
Markt der Sportwetten50 erheblich angestiegen ist.51  
Durch ein Staatsmonopol kann es zu einem Eingriff in die Berufsfreiheit52 kommen. Dieser Eingriff 
trifft ein, wenn private Anbieter der Sportwetten im öffentlichen Bereich durch die gesetzlichen 
Regelungen von der Veranstaltung bzw. Vermittlung von Sportwetten ausgeschlossen werden.53 
Um das absolute Staatsmonopol abzuschaffen kam es zu einer Änderung des 
Glücksspielstaatsvertrages (1.GlüAndStV).54 Dieser beinhaltet, wie aus Abbildung 2 hervorgeht, eine 
Liberalisierung der Sportwetten. Die zuständigen Bundesländer führten diese sogenannte  
Experimentierklausel innerhalb der Übergangszeit ein, um den Schwarzmarkt sowie die Sucht- und 
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Verbrechergefahr weiter einzudämmen. Der erste Glücksspieländerungsstaatsvertrag geht in die 
Richtung einer Regionalisierungstendenz, das heißt trotz der Möglichkeit einer länderübergreifenden 
Vermittlung der Sportwetten wird eine Erlaubnis auf ein Bundesland beschränkt. Die scheinbare 
ländereinheitliche Vergabe an Sportwettkonzessionen verpflichtet die Anbieter von Glücksspielen 
dennoch dazu, die Erlaubnis der sechzehn Bundesländer einzuholen.55 Laut Bundesverfassungsgericht 
besteht hier trotzdem kein Eingriff in die Berufsfreiheit. 56 Die Begrenzung auf 20 Konzessionen 
scheint dennoch fragwürdig, noch dazu weil diese keinen Einfluss auf die in der Grauzone illegal 
angebotenen Sportwetten hat. Außerdem müssen die genehmigten Anbieter eine Spieleinsatzsteuer 
zahlen. Dies schreckt viele private Anbieter ab und sie verlagern ihre Angebote wieder ins Ausland 
beziehungsweise in die Grauzone. 57  In Schleswig-Holstein existierte durch eine Ausnahmeregelung58  
sogar ein unbegrenztes Angebot an Sportwetten. Dieses wurde allerdings als problematisch 
angesehen, da die Verfügbarkeit nicht ausreichend begrenzt werden kann.59 Deshalb gab man die 
Ausnahmeregelung am 08.02.2013 auf.60 Durch diese Ausnahmeregelung existierten in Deutschland 
kurzzeitig zwei verschiedene Reglungen zum Glücksspiel. Dies verdeutlicht die nicht konsistente 
Regelung des Glücksspiels in Deutschland. Außerdem kam es am 16.03.2017 zu der Unterzeichnung 
des zweiten Glücksspieländerungsstaatsvertrages, der eine Aufhebung der Begrenzung beschloss.61 
Doch auch dieser scheiterte, da Schleswig-Holstein den neuen Glücksspieländerungsstaatsvertrag 
nicht ratifizierte62. 63 
In Bezug auf die allgemeinen Regelungen zum Glücksspiel in Europa muss überprüft werden, ob das 
Sportwettmonopol in Deutschland mit dem Unionsrecht vereinbar ist. 
Aufgrund von zahlreichen Streitigkeiten zwischen deutschen Behörden und Anbietern von 
Sportwetten legten deutsche Verwaltungsgerichte dem EuGH Vorlagen zur Überprüfung der 
Vereinbarkeit des deutschen Sportwettmonopols mit der EU-Niederlassungs- und 
Dienstleistungsfreiheit vor. Deutsche Behörden verweigerten Anbietern mit einer Lizenz aus ihrem 
Herkunftsstaat das Ausführen ihrer Tätigkeit, worauf diese Klagen bei den deutschen Gerichten 
einreichten.  
Durch das Scheitern des zweiten Glücksspieländerungsstaatsvertrages  vernachlässigt der Staat seine 
Funktion, die Bevölkerung vor den Gefahren des Glücksspiels zu schützen, da illegale Angebote ohne 
jegliche Kontrolle angeboten werden. Die Liberalisierung steht hier vor der Eindämmung von 
Spielsucht.64  
Eine einheitliche und verbindliche Regelung des Glücksspiels, zunächst einmal innerhalb 
Deutschlands, wäre in dieser Hinsicht sehr von Nutzen, da durch diese klare Verhältnisse geschaffen 
werden würden.  

4. Fazit 
 
Zur Beantwortung der Ausgangsfrage, ob es innerhalb der EU eine einheitliche und verbindliche 
Glücksspielregelung geben sollte, will ich zunächst noch einmal Bezug auf die Antworten der Fragen 
innerhalb der Einleitung nehmen und anhand dieser werde ich dann die Ausgangsfrage beantworten. 
Wie ich bereits zu Beginn meiner Seminararbeit klargestellt habe, existiert in der EU bisher keine 
einheitliche, harmonisierte, sekundärrechtliche Regelung des Glücksspiels, sondern es existieren 
allgemeine, primärrechtliche Regelungen, die verbindlich für alle Mitgliedstaaten sind. Diese haben 
zum Ziel, dass es privaten Anbietern von Glücksspiel erlaubt sei, auf dem gesamten Binnenmarkt ihrer 
Tätigkeit nachzugehen. Dieses Ziel wird weiterhin durch das Diskriminierungsverbot unterstützt.  
Das Unionsrecht hat Anwendungsvorrang wenn mitgliedstaatliche Regelungen die Grundfreiheiten, 
oder allgemeiner ausgedrückt, das Unionsrecht verletzen. Durch die zahlreichen Urteile gegen die 
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mitgliedstaatliche Regelung wird allerdings deutlich, dass diese oftmals gegen die Grundfreiheiten 
verstoßen. Begründet wird dieser Verstoß mit zwingenden Gründen des Allgemeininteresses. Dies ist 
meiner Meinung nach die Problematik innerhalb der EU.  
Der EuGH kam im Fall Liga Portuguesa zu dem Entschluss, dass zwischen den Mitgliedstaaten sittliche, 
religiöse und kulturelle Unterschiede bestehen. Doch liegen die Mitgliedstaaten so nahe beieinander, 
dass die sittlichen, religiösen und kulturellen Besonderheiten der einzelnen Mitgliedstaaten nicht so 
weit auseinandergehen, als dass keine gegenseitige Anerkennung beziehungsweise Harmonisierung 
möglich wäre. Dennoch haben viele  Mitgliedstaaten unterschiedliche Regelungen zum Glücksspiel, da 
der EuGH den Mitgliedstaaten weite Gestaltungsräume im Bereich ihrer Glücksspielregelung 
zugesteht. Innerhalb mancher Staaten wird das Glücksspiel durch ein Staatsmonopol geregelt, andere 
führen eine Vergabe von Konzessionen ein. Dadurch dass die  restriktiven Maßnahmen so 
unterschiedlich sind, grenzen sich die Mitgliedstaaten voneinander ab. 
Durch diese Gestaltungfreiräume wird außerdem das Anbieten von Glücksspielen auf dem 
Binnenmarkt erschwert. Die Leidtragenden dieses Problems sind vor allem die Anbieter vom 
Glücksspiel. Obwohl das Primärrecht einen Vertrag unter den EU- Ländern beschreibt, halten sich 
diese nicht an die Richtlinien. Die Grauzone, nicht nur im Bereich der Sportwetten, wächst stetig an.65 
Darüber hinaus gibt es innerhalb der Mitgliedsstaaten zahlreiche Interpretations- und 
Gewichtungsmöglichkeiten in der Rechtsprechung, wodurch ein einheitliches, primärrechtliches 
Unionsrecht angezweifelt werden kann. Ein weiterer Punkt ist, dass die mitgliedstaatlichen Gerichte 
zunächst selbst betrachten ob innerhalb ihres Staates eine Inkohärenz vorliegt. 
Der EuGH wird im Falle einer Streitigkeit mitgliedstaatlicher Gerichte hinzugezogen und bestimmt 
anhand der Grundfreiheiten, ob eine Inkohärenz vorliegt oder ob die mitgliedstaatlichen Regelungen 
dem Unionsrecht entsprechen. Ermittelt der EuGH eine Inkohärenz, so gilt der Anwendungsvorrang 
des Unionsrechtes. 66 Das Ziel der Grundfreiheiten, wie bereits in Abschnitt 2.1 erwähnt, ist es, dass 
Anbieter von Glücksspiel ihre Tätigkeit auf dem ganzen Binnenmarkt betreiben können. Durch die 
mitgliedstaatlichen Regelungen ist dies allerdings nur erschwert bis nahezu gar nicht möglich. Die 
Rechtfertigung der mitgliedstaatlichen Regelungen durch beispielsweise die zwingenden Interessen 
des Allgemeininteresses hindert die EU daran, das mit den Grundfreiheiten verfolgte Ziel in die Tat 
umzusetzen.  
Betrachtet man die Regelung des Glücksspiels in Deutschland, so fällt auf, dass die 
Gesetzgebungskompetenzen zum einen bei den Ländern liegen, zum anderen  allerdings beim Bund. 
Diese Besonderheit innerhalb des Mitgliedstaates entbindet diesen allerdings nicht von der 
Rechtfertigung seiner aus dem Unionsrecht folgenden Verpflichtungen. 67 Durch die 
Gesamtbetrachtung aller Glücksspielregelungen durch den EuGH bestehen Zweifel an einer 
kohärenten und systematischen Begrenzung des Glücksspiels in Deutschland. So bestehen bei 
Glücksspielarten mit erheblichem Suchtpotential, wie etwa den Automatenspielen, weniger 
restriktive Maßnahmen, wie durch das Sportwettmonopol im Bereich der Sportwetten bestehen.68 
Bezieht man die Entscheidung im Fall Carmen Media Group auf das Sportwettmonopol in 
Deutschland, so erkennt man, dass auch in diesem Fall eine Inkohärenz vorliegt. Das 
Bundesverfassungsgericht und der EuGH verfolgten seit jeher eine Liberalisierung im Bereich der 
Sportwetten, da die restriktiven Maßnahmen der Bundesländer sowohl den Grundfreiheiten als auch 
der Berufsfreiheit widersprachen. Durch den ersten Glücksspieländerungsstaatsvertrag wurde der 
Sportwettmarkt zwar liberalisiert, doch wendete die europäische Kommission ein, dass die 
Maßnahmen weder explizit begründet, noch verhältnismäßig nachgewiesen wären. Darüber hinaus 
war beziehungsweise ist dieser nur eine Abweichung vom Monopol, denn die Konzessionen werden 
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innerhalb einer Übergangszeit vergeben. So läuft der erste Glücksspieländerungsstaatsvertrag bereits 
im Jahr 202169 aus. 70 
Die Unklarheiten über die Regelung des Glücksspiels zwischen den einzelnen Bundesländern zeigen 
zudem die fehlerhafte Koordination zwischen den einzelnen Zuständigkeiten. Dadurch dass Schleswig-
Holstein den neuen Glücksspieländerungsstaatsvertrag nicht ratifiziert hat, kann es zu einer 
Ausweitung des illegalen Glücksspielmarktes kommen. Eine Lösung des Problems der fehlenden 
Kohärenz in Deutschland wäre die Übernahme der Regelung aller Glücksspielarten durch den Bund, 
da sowohl der Bund als auch der EuGH im Glücksspiel eine wirtschaftliche Tätigkeit sehen. Es ist 
allerdings ersichtlich, dass auch innerhalb anderer Mitgliedstaaten teilweise keine kohärente und 
systematische Begrenzung des Glücksspiels vorliegt.  
Gesehen auf der europäischen Ebene müssen die Zuständigkeiten innerhalb Europas einheitlich und 
klar einer Organisation oder Behörde zugeteilt werden und es sollte eine einheitliche und verbindliche 
Regelung zum Glücksspiel eingeführt werden. 
Dann wären die Grundfreiheiten gewährleistet und Anbieter von Glücksspielen könnten freizügig 
innerhalb des Binnenmarktes agieren. 
Tendenziell kann gesagt werden, dass es innerhalb Europas Liberalisierungsimpulse gibt.71 
So gab es auch in Deutschland durch den Glücksspieländerungsstaatsvertrag eine Liberalisierung in 
Form der 20 Sportwettkonzessionen. Dies entspricht auch dem EU-Wirtschaftsrecht, denn dieses 
steht auch für eine Liberalisierung. Die Durchsetzung des EU-Wirtschaftsrechts beziehungsweise einer 
sekundärrechtlichen Glücksspielregelung auf der europäischen Ebene würde allerdings dazu führen, 
dass die Glücksspielsucht nicht ausreichend kontrolliert werden kann. Dem entgegenstehend könnte 
man die Kriminalität bekämpfen und darüber hinaus die durch das Primärrecht festgelegten 
Grundfreiheiten gewährleisten. Es existiert, wie durch die zahlreichen Urteile zur mitgliedstaatlichen 
Glücksspielregelung deutlich wird, keine komplett funktionstüchtige Regelung in diesem Bereich. 
Meiner Ansicht nach wäre eine Angleichung der mitgliedstaatlichen Regelungen aus diesem Grund 
sehr von Nutzen. Durch eine Harmonisierung im Bereich der Glücksspielregelung würde es zudem zu 
einer Stärkung der europäischen Gemeinschaft kommen. 
In unserer Zeit der Digitalisierung werden die Sportwetten zunehmend über das Internet angeboten. 
Auch wenn zumeist ein Internetverbot zur Ausübung von Glücksspielen besteht, wird dieser Bereich 
immer mehr ausgenutzt um den mitgliedstaatlichen Regelungen zu entweichen. Somit besteht durch 
das Internet bereits eine fortlaufend expandierende Grauzone des Glücksspiels.  
Um diese Grauzone einzudämmen wäre wiederum die Liberalisierung im legalen Glücksspielwesen 
erforderlich. Durch die einheitliche und verbindliche Regelung auf der europäischen Ebene könnte 
diese Grauzone besser reguliert werden und zunehmend vermindert werden. Fraglich ist natürlich, ob 
die Mitgliedstaaten einer solchen Regelung des Glücksspiels auf europäischer Ebene zustimmen 
würden. Diese hegen nämlich fiskalische Interessen im Bereich des Glücksspielwesens.  
Durch eine einheitliche und verbindliche Glücksspielregelung auf europäischer Ebene kann man 
meiner Meinung nach endlich Ordnung in die zahlreichen Unklarheiten zum einen zwischen den 
einzelnen mitgliedstaatlichen Behörden, zum anderen zwischen den Mitgliedstaaten der EU, schaffen. 
Deshalb halte ich die Einführung einer solchen Regelung für sinnvoll. 
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5. Reflexion 
 
Meine Motivation den Seminarkurs zu wählen war, dass ich mir dadurch eine größere Erfahrung über 
das Verfassen von schriftlichen Arbeiten aneignen kann. Als ich jedoch das Thema Glücksspiel hörte, 
war ich zuerst etwas skeptisch. Während meiner Überlegungen zu verschiedenen Themenkomplexen 
fielen mir nur die Erklärung verschiedener Spiele, sowie deren Spielregeln, die verschiedenen Casinos 
und die Spielsucht ein. Ich stellte mir folglich die Frage, wie unser gesamter Seminarkurs ein jeweils 
individuelles Thema für seine Seminararbeit finden kann. Doch dann kamen die Kurzpräsentationen. 
Während diesen war ich immer wieder aufs Neue erstaunt, welchen großen Themenkomplex das 
Glücksspiel darstellt. Innerhalb meiner Kurzpräsentation befasste ich mich mit den gesetzlichen 
Regelungen zum Glücksspiel in Deutschland. Es ergab sich allerdings die Problematik, dass mein 
Vortrag die von mir selbst gewählte Fragestellung unzureichend beantwortete. Meine Fragestellung 
lautete, ob die gesetzlichen Regelungen zum Glücksspiel in Deutschland gegen das Grundgesetz 
verstoßen. Allerdings erörterte ich innerhalb meines Vortrages, ob die Gesetzgebung durch das 
Glücksspielkollegium im Einklang mit dem Grundgesetz steht. Nach meinem Vortrag machte ich mich 
deshalb auf die Suche nach einer Verbesserung meines Themas beziehungsweise nach einem neuen 
Thema. Hierbei war ich mir sicher, dass ich innerhalb meiner Seminararbeit ein rechtliches Thema 
bearbeiten will, da ich während meines Kurzvortrages schnell Gefallen an dem rechtlichen  Aspekt des 
Glücksspiels gefunden habe. Während meiner Suche nach einem geeigneten Thema stieß ich auf die 
verschiedenen Ebenen des Glücksspielrechts, das Unions-, Bundes- und Landesrecht, und ich 
entschied mich dazu, mich mit diesem Bereich näher auseinanderzusetzen. Bevor ich mein 
eigentliches Thema konzipiert hatte, fokussierte ich mich vor allem auf das illegale Angebot von 
Sportwetten im Internet und das Auswandern von privaten Firmen, die Sportwetten anbieten. Meine 
Fragestellung lautete, ob diese Entwicklung am Bundesrecht beziehungsweise Unionsrecht zu 
verorten ist. Innerhalb eines Gespräches mit Herrn Kirstätter und Herrn Huber konnte ich eine 
Fragestellung für meine Seminararbeit erarbeiten, die eine Problematik beinhaltet. Somit erhielt ich 
meine jetzige Fragestellung, ob es innerhalb der EU eine einheitliche, verbindliche Regelung des 
Glücksspiels geben soll. Während meiner Recherche wurde mir die Komplexität meines Themas 
bewusst. Um dieses etwas einzugrenzen, entschied ich mich dafür, mein Thema auf den Bereich der 
Sportwetten zu begrenzen. Durch die Besuche der Badischen Landesbibliothek konnte ich mir 
zusätzliches Wissen aneignen, welches sich bei der Recherche als hilfreich erwies. Ich konnte gezielter 
nach meinem Thema recherchieren und habe somit viele Quellen gefunden. Dadurch dass ich so viele 
Quellen zur Verfügung hatte, war ich anfangs zunächst etwas überfordert. Aufgrund der maximalen 
Länge der Seminararbeit von zwölf Seiten gelang es mir aber, mich auf die wesentliche Informationen 
zu fokussieren. 
Trotzdem dass ich relativ früh angefangen hatte, erwies sich die Recherche bei mir als ziemlich 
langwierig. Mir war davor nicht bewusst, wie groß der Aufwand der Recherche einzuschätzen ist.  Die 
Zeit hatte ich dabei, trotz mehrfacher Mahnungen von Herrn Kirstätter und Herrn Huber, etwas 
überschätzt. Nachdem ich bereits viel recherchiert hatte bekam ich Struktur in meine Arbeit, indem 
ich eine vorläufige Gliederung verfasste. Diese umfasste die Inhaltspunkte, die mir zur Beantwortung 
der Fragestellung wichtig zu sein schienen. Ich wollte zunächst auf die Regulierung des Glücksspiels in 
Deutschland eingehen. Dabei gliederte ich diesen Punkt in zwei Unterpunkte, die Bundesebene und 
die Landesebene. Mir wurde allerding schnell bewusst, dass diese Unterteilung wenig sinnvoll war, da 
die beiden Ebenen sozusagen miteinander verknüpft sind. Deshalb änderte ich die zwei Unterpunkte 
in den Unterpunkt Gesetzgebungskompetenzen ab. In Bezug auf meine Ausgangsfrage wählte ich 
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diesen Inhaltspunkt, da er die Problematik verschiedener Zuständigkeitsbereiche in der Gesetzgebung 
innerhalb eines Landes aufzeigt. Während dem Verfassen meiner Arbeit bemerkte ich zudem, dass es 
sinnvoller wäre, zunächst auf die allgemeinen Regelungen in Europa einzugehen, um diese später auf 
die Regelungen zum Glücksspiel in Deutschland zu beziehen. Somit musste ich die Gliederung72 
meiner Seminararbeit während des Recherche- beziehungsweise Schreibprozesses mehrfach 
abändern, um die Ausgangsfrage im Fazit beantworten zu können. Zwei Wochen vor Abgabetermin 
hatte ich ein sehr hilfreiches Gespräch mit Herrn Kirstätter. In dem Gespräch besprach ich mit ihm 
meine bis zu dem Zeitpunkt verfasste Seminararbeit. Aufgrund meiner Probleme mit der Komplexität 
meines Themas, riet er mir, die Fußnoten ans Ende meiner Arbeit zu setzen, damit ich mehr Platz zum 
Schreiben zur Verfügung habe. Zudem neige ich dazu, die einzelnen Inhaltspunkte sehr ausführlich zu 
beschreiben. Dies, meinte er, könnte dazu führen, dass ich mich zu wenig auf die eigentliche 
Fragestellung konzentriere. Deshalb habe ich die jeweiligen Inhaltspunkte alle in Bezug auf die 
Fragestellung gesetzt. Dies erleichterte mir auch, am Ende ein Fazit aus den einzelnen Inhaltspunkten 
zu ziehen. Auch das Treffen mit Herrn Huber war sehr informativ. Er zeigte uns noch einmal den 
richtigen Aufbau einer Seminararbeit. Dadurch dass wir eine sehr kleine Runde waren, konnte er 
unsere Fragen zu aufgekommenen Problemen gezielt beantworten. 
Zusammenfassend kann ich sagen, dass ich sehr viel durch die Seminararbeit gelernt habe. Durch den 
Seminarkurs habe ich gelernt, die vorhandene Zeit richtig einzuteilen und mich inhaltlich in Form der 
Fragestellung auf das Wesentliche zu konzentrieren. Außerdem habe ich mich durch meine 
Seminararbeit ausführlich mit der Anwendung von Textverarbeitungsprogrammen 
auseinandergesetzt und kann dieses Wissen nun auch in anderen Bereichen gut anwenden.   
Ich verbinde mit dem Seminarkurs nur positiv Eindrücke und würde ihn  auf jeden Fall wieder wählen, 
da er für mich während meiner verbleibenden Schulzeit und bestimmt auch noch darüber hinaus eine 
Bereicherung sein wird. 
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II. Anhang 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Abb. 1 Allgemeine Regelungen in Europa73

Niederlassungs- (Art.43 ff., EGV) 
und Dienstleistungsfreiheit 
(Art.49ff. EGV) 

Europarechtliche Dimension des Glückspielrechts 

Frage der Vereinbarkeit (restriktiver und u.U. strafbewehrter) 
nationaler Glücksspielvorschriften mit dem Europarecht 

Schranken der Niederlassungs- und 
Dienstleistungsfreiheit unter dem 
Gesichtspunkt ordnungsrechtlicher 
Regelungen zur Suchtprävention und 
-bekämpfung, zum Spielerschutz, zur 
Kanalisierung des Spielbetriebs, usw. 

EuGH (insbesondere »Gambelli « und - darauf Bezug nehmend - »Placina« 
(1) Durch das nationale Glücksspielrecht bewirkte Beschränkungen müssen wirklich dem Ziel 

dienen, die Gelegenheiten zum Spiel zu vermindern, und die Finanzierung sozialer 
Aktivitäten mit Hilfe einer Abgabe auf die Einnahmen aus genehmigten Spielen  darf nur 
eine nützliche Nebenfolge sein, nicht aber der eigentliche Grund der betriebenen 
restriktiven Politik ( so »parallel« auch das BVerfG) 

(2) Grundsatz der Verhältnismäßigkeit muss gewahrt sein. 
(3) Keine Diskriminierung. 
(4) Überprüfung dieser Voraussetzungen durch nationale Gerichte. 
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Abb. 2  Änderung des Glücksspielstaatsvertrages 201274  
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
Abb. 3 Ausnahmeregelung Schleswig-Holstein75 
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Abb. 4 
https://de.statista.com/statistik/daten/studie/551724/umfrage/bruttospielertraege-

im-nicht-regulierten-gluecksspielmarkt-in-deutschland/  (29.04.18) 
 

https://de.statista.com/statistik/daten/studie/551724/umfrage/bruttospielertraege-im-nicht-regulierten-gluecksspielmarkt-in-deutschland/
https://de.statista.com/statistik/daten/studie/551724/umfrage/bruttospielertraege-im-nicht-regulierten-gluecksspielmarkt-in-deutschland/
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– Ein Kommentar der Thüringer Fachstelle“:  
https://gluecksspielsucht-thueringen.de/zweiter-gluecksspielaenderungsstaatsvertrag-tritt-nicht-in-
kraft-ein-kommentar-der-thueringer-fachstelle-gluecksspielsucht/ (11.05.18) 
 
Abbildungen: 
 
Abb.1: Praxishandbuch für das gesamte Spielrecht S.42. 
Abb.2 und Abb.3: basierend auf http://www.mba-sportmanagement.com/service/jenaer-
kommentare/66-gluecksspiel-sportwetten (04.05.18) 
Abb.4: https://de.statista.com/statistik/daten/studie/551724/umfrage/bruttospielertraege-im-nicht-
regulierten-gluecksspielmarkt-in-deutschland/  (29.04.18) 
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Erklärungen: 
 
fiskalisch: https://www.duden.de/rechtschreibung/fiskalisch 
Ratifizierung: http://www.bpb.de/nachschlagen/lexika/pocket-europa/16922/ratifizierung (11.05.18) 
Restriktion: https://brockhaus.de/ecs/enzy/article/restriktion-recht (06.05.18) 
Sekundärrecht: http://www.infopoint-europa.de/assets/Ehlers-Das-Verhaltnis-von-europaischem-zu-
deutschem-Recht.pdf (11.05.18) 
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1 siehe Heinz Diegmann; Christof Hoffmann; Wolfgang Ohlmann: Praxishandbuch für das gesamte 

Spielrecht. Kohlhammer, 2008; Definition des Glücksspiels S.4. 
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46 vgl. Spielbanken und Spielhallen zwischen Landes-, Bundes- und Unionsrecht S.74. 
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Entnommen aus: http://www.mba-sportmanagement.com/service/jenaer-kommentare/66-
gluecksspiel-sportwetten (04.05.18). 
58 siehe Abb.3. 
59 vgl. Der Einfluss des Europarechts auf die mitgliedstaatliche Glücksspielregulierung S.407/408. 
60 vgl. E-Book https://www.degruyter.com/viewbooktoc/product/129861?rskey=HycMNG&result=1 
S.216  (07.05.18). 
61 vgl. Ebenda, S.229. 
62 Ratifizierung: „Ein von Regierungen ausgehandelter völkerrechtlicher Vertrag wird erst wirksam, 
wenn zuvor die Parlamente oder die Bevölkerung in einer Volksabstimmung ihre Zustimmung 
gegeben haben und das Staatsoberhaupt den Vertrag mit seiner Unterschrift bestätigt (=ratifiziert) 
hat.“ (siehe http://www.bpb.de/nachschlagen/lexika/pocket-europa/16922/ratifizierung (11.05.18)) 
63 Entnommen aus: https://gluecksspielsucht-thueringen.de/zweiter-
gluecksspielaenderungsstaatsvertrag-tritt-nicht-in-kraft-ein-kommentar-der-thueringer-fachstelle-
gluecksspielsucht/ (11.05.18). 
64 Ebenda.  
65 siehe Abb.4. 
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